
  17.03.1928 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 1 

Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

17.03.1928 

Geschäftszahl 

0668/27 

Rechtssatz 

Die Bestimmung des § 25 Abs 2 AVG überläßt die Entscheidung darüber, ob die Beigabe eines Zustellscheines 
entbehrlich ist, dem behördlichen Ermessen. Hat aber die Behörde den Zustellungsnachweis für entbehrlich 
gefunden, dann muß sie auch die Folgen auf sich nehmen, wenn sie späterhin beim Mangel eines 
Zustellungsnachweises der Behauptung der Partei, sie hätte jenen Bescheid nicht empfangen, nicht wirksam 
entgegenzutreten vermag. 


